
Abteilung 321        Wolfenbüttel, den 04.04.2017 

 

 

 

 

 

Stellungnahme 

zur  Anfrage von Frau Kreistagsabgeordnete Wagner-Judith in der Sitzung des Ausschusses für Ar-

beit, Soziales, Gesundheit und Integration am 30.03.2017 

 

 

 

 

 

 

Frage: Erhält die Kreisverwaltung Mitteilung vom BAMF darüber, in welcher Bearbeitungsphase 

sich ein Asylantrag befindet oder informiert das BAMF nur über das Vorliegen einer Ent- 

scheidung? 

 

 

 

 

Nach § 24 Abs. 4 Asylgesetz (AsylG) hat das Bundesamt, wenn eine Entscheidung über den Asylantrag 

nicht innerhalb von sechs Monaten ergeht,  dem Ausländer auf Antrag mitzuteilen, bis wann voraus-

sichtlich über seinen Asylantrag entschieden wird. Der Normzweck des § 24 Abs. 4 AsylG erschöpft 

sich allerdings darin, den Antragsteller nach Möglichkeit nicht im Ungewissen über den Fortgang des 

Asylverfahrens zu lassen. Sie ermöglicht es ihm jedoch nicht, das Bundesamt zur Angabe einer ver-

bindlichen Entscheidungsfrist zu zwingen (BVerwG, Beschluss v. 16.03.2016 - 1 B 19.16 - unter Ver-

weis auf Bundestags-Drucksache 16/5065, S. 216). 

 

Die Ausländerbehörde erhält grundsätzlich keine Mitteilungen vom Bundesamt über den Bearbei-

tungsstand eines Asylverfahrens sondern lediglich eine Durchschrift des Anerkennungs- bzw. Ableh-

nungsbescheides sowie eine Mitteilung über den bestands- oder rechtskräftigen Abschluss des Ver-

fahrens. 

 

Anfragen an das Bundesamt über des Stand des Verfahrens bzw. die voraussichtliche Bearbeitungs-

dauer werden in der Regel mit Schreiben ohne Aussagegehalt (Beispiel-Antwortschreiben siehe An-

hang) beantwortet. 

 

 

 

 

 

 

Gez. Zander 




